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Wesentliche Kennzahlen

Inhalt

Tagesordnung� 3

Weitere Angaben und Hinweise zur Hauptversammlung� 27

Aktionärskontakt� 35

Fortgeführte  
Geschäfts- 

bereiche

GESCO-Konzern (IFRS) 2022
01.01.–31.12.

2021
01.01.–31.12.

 
Auftragseingang T€ 588.791

 
544.456

Umsatz T€ 582.273 488.051

EBITDA T€ 67.738 62.188

EBIT T€ 49.433 44.542

Ergebnis vor Steuern (EBT) T€ 49.459 44.542
 
Konzernjahresergebnis aus fortgeführten 
Geschäftsbereichen 1) T€ 33.824 26.876
 
Konzernjahresergebnis aus aufgegebenen 
Geschäftsbereichen 1) T€ 0 -14
 
Konzernjahresergebnis aus fortgeführten und 
aufgegebenen Geschäftsbereichen 1) T€ 33.824 26.862

Ergebnis je Aktie € 3,12 2,48

Bilanzsumme T€ 473.913 449.535

Eigenkapitalquote % 58,0 56,9

Mitarbeiter (Stand 31.12.) Anzahl 1.841 1.783

Aktienkurs (31.12.) € 24,10 25,50

Dividende je Aktie € 1,00 0,98
 

1) Nach Anteilen Dritter.
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Einladung zur Hauptversammlung

GESCO SE, Wuppertal

ISIN DE000A1K0201
Wertpapier-Kenn-Nummer A1K020

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Wir laden unsere Aktionäre zu der am Montag, dem 12. Juni 2023, um 10.45 Uhr 

(Mitteleuropäischer Sommerzeit – MESZ, Einlass ab 9:00 Uhr MESZ) im SANAA-

Gebäude (auf dem Gelände der Zeche Zollverein), Gelsenkirchener Straße  209, 

45309 Essen, stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.

Tagesordnung

TOP 1
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzern
abschlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts der GESCO SE (bis 
04.01.2023 firmierend als GESCO AG) und des Konzerns für das Geschäftsjahr 
2022 (01.01.2022 bis 31.12.2022) sowie des Berichts des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat der GESCO SE hat in seiner Sitzung am 31. März 2023 den vom 

Vorstand vorgelegten Jahresabschluss gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss ge-

mäß § 172 AktG festgestellt. Einer Beschlussfassung durch die Hauptversammlung 

bedarf es daher nicht. Der Konzernabschluss wurde vom Aufsichtsrat ebenfalls in 

seiner Sitzung am 31. März 2023 gebilligt. Gemäß § 173 Abs. 1 Satz 2 AktG hat die 

Hauptversammlung mithin auch insoweit nicht zu beschließen.

Die vorgenannten Unterlagen sowie der erläuternde Bericht zu den Angaben nach 

§§ 289a, 315a HGB sind vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter

	 www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

zugänglich. Sie liegen auch während der Hauptversammlung im Versammlungs-

saal zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus.
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TOP 2
Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das  
Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den für das Geschäftsjahr 2022 ausgewie-

senen Bilanzgewinn von 13.484.844,03 € wie folgt zu verwenden:

Zahlung einer Dividende von 1,00 € je Stückaktie 

auf das derzeit dividendenberechtigte Grundkapital 

(10.839.499 Aktien)� 10.839.499,00 €

Einstellung in andere Gewinnrücklagen � 2.645.345,03 €

�  

� 13.484.844,03 €

TOP 3
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands  
für das Geschäftsjahr 2022

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 

Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

TOP 4
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats  
für das Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden 

Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.
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TOP 5
Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers  
für das Geschäftsjahr 2023 (01.01.2023 bis 31.12.2023)

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die  

Mazars GmbH & Co. KG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesell-

schaft, Düsseldorf, zum Jahres- und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 

2023 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht des verkürzten 

Abschlusses und des Zwischenlageberichts zum 30. Juni 2023 zu wählen.

Der Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung erklärt, dass diese frei von  

ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine Beschränkung im 

Hinblick auf die Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers im Sinne des Art. 16 

Abs. 6 der Verordnung (EU) 537/2014 auferlegt wurde.

TOP 6
Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2022

Gemäß § 120a Abs. 4 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotierten 

Gesellschaft über die Billigung des nach § 162 AktG erstellten und geprüften Ver-

gütungsberichts für das vorausgegangene Geschäftsjahr. Der Vergütungsbericht 

für das Geschäftsjahr 2022 wurde gemäß § 162 AktG von Vorstand und Aufsichts- 

rat erstellt und durch den Abschlussprüfer der Gesellschaft geprüft. Er ist im Ge-

schäftsbericht für das Geschäftsjahr 2022 enthalten, auf der Internetseite der  

Gesellschaft unter

	 www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

zugänglich und außerdem im Anschluss an den Beschlussvorschlag von Vorstand 

und Aufsichtsrat abgedruckt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäfts-

jahr 2022 zu billigen.
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Vergütungsbericht

Bericht über die Vergütung des Vorstands und des Aufsichtsrats der GESCO SE (bis 

04.01.2023 firmierend als GESCO AG) im Jahr 2022

Vergütung der Mitglieder des Vorstands

I.	 Einführung

A.	Rückblick auf das Geschäftsjahr aus Vergütungssicht
	 Die GESCO SE („GESCO“, das „Unternehmen“ oder die „Gesellschaft“) erwirbt 

als Langfrist-Investor erfolgreiche Unternehmen des industriellen Mittelstands. 

Dabei werden bewährte Geschäftsmodelle fortgesetzt und langfristig weiterent-

wickelt. Unsere zentrale Aufgabe besteht darin, Wachstumspotenziale zu nutzen 

und die Zukunftsfähigkeit der Gruppe langfristig zu sichern. So schaffen wir 

Mehrwert für alle Beteiligten: die Aktionärinnen und Aktionäre („Aktionäre“), 

die Belegschaften, Kunden, Lieferanten und Geschäftspartner aller Art. Unter 

dem Dach einer schlanken Holding agieren die Unternehmen operativ unab

hängig, aber mit Unterstützung von GESCO. Das Ziel: eine starke Gruppe von 

Hidden Champions, Markt- und Technologieführern. Voraussetzung hierfür ist 

ein erfahrenes Management („Vorstand“ bzw. „Vorstandsmitglieder“), wel-

ches verantwortungsvoll handelt und mit den von den Aktionären gewährten 

Ressourcen effizient wirtschaftet. Für dieses Management ist im Jahr 2018 ein 

angemessenes und zugleich wettbewerbsfähiges Vergütungssystem implemen-

tiert worden („Ursprüngliches Vergütungssystem“). Dieses Ursprüngliche Ver-

gütungssystem galt für alle Vorstandsdienstverträge, die vor dem 30. Juni 2021 

abgeschlossen wurden. Am 13. Mai 2021 wurde von den Mitgliedern des Auf-

sichtsrats („Aufsichtsrat“ oder „Aufsichtsratsmitglieder“) ein neues Vergü-

tungssystem beschlossen („Neues Vergütungssystem“), welches für alle mit 

Wirkung nach der ordentlichen Hauptversammlung am 30. Juni 2021 neu abzu-

schließenden oder zu verlängernden Vorstandsdienstverträge gilt. Das Neue 

Vergütungssystem entspricht den anwendbaren gesetzlichen Vorschriften des 
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Aktiengesetzes („AktG“) in der aktuellen Fassung nach der Umsetzung der 

zweiten Aktionärsrechterichtlinie („ARUG II“)1 und berücksichtigt die Empfeh-

lungen des Deutschen Corporate Governance Kodex („DCGK“) in der Fassung 

vom 28. April 2022.

	 Dieser Vergütungsbericht wurde von den Vorstandsmitgliedern und dem Auf-

sichtsrat der Gesellschaft gemeinsam erstellt und vom Abschlussprüfer entspre-

chend den gesetzlichen Vorgaben im Hinblick auf seine formelle Vollständigkeit 

geprüft.

	

	 Der amtierende Vorstandssprecher (Chief Executive Officer, „CEO“), Herr Ralph 

Rumberg, hat seinen Posten seit dem 1. Juli 2018 inne, wobei seine Vorstands-

tätigkeit zum 1. Juli 2022 für zwei weitere Jahre verlängert wurde. Frau Andrea 

Holzbaur wurde mit Wirkung zum 26.  September 2022 zur Finanzvorständin 

(Chief Financial Officer, „CFO“) der Gesellschaft bestellt. Frau Kerstin Müller-

Kirchhofs ist als ehemalige Finanzvorständin zum 30. April 2022 ausgeschieden 

ist. Da sowohl mit Herrn Rumberg im Rahmen der Verlängerung als auch mit 

Frau Holzbaur jeweils ein neuer Anstellungsvertrag geschlossen wurde, unter-

liegen beide Verträge dem Neuen Vergütungssystem ab dem Zeitpunkt des Ver-

tragsschlusses. Die Anstellungsverträge haben eine Laufzeit bis zum 30.  Juni 

2024 (CEO) und bis zum 30. September 2025 (CFO). Für Herrn Rumberg war bis 

zum 30. Juni 2022 das Ursprüngliche Vergütungssystem gültig, genauso wie für 

Frau Müller-Kirchhofs bis zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens. 

1 „Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie“
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Überblick über Vergütungssysteme
	

Neues Vergütungssystem Ursprüngliches Vergütungsystem

Anwendbar auf Verträge, die  
ab dem 01.07.2021 abgeschlossen 
oder verlängert worden sind

Anwendbar auf Verträge, die  
vor dem 30.06.2021 abgeschlossen 
worden sind

Fixvergütung Jahresfestgehalt
Nebenleistungen
Altersvorsorgeleistungen

Jahresfestgehalt
Nebenleistungen
Altersvorsorgeleistungen

Variable  
Vergütung

• �STI und LTI abhängig vom  
Konzernjahresüberschuss

• �Cap: 100 % des Jahresfestgehalts
• �LTI größer als STI

Tantieme
• �Abhängig vom  

Konzernjahresüberschuss
• �Cap: 200 % des Jahresfestgehalts

Einjährige Komponente:  
Short Term incentive („STI“)
• �Auszahlung spätestens acht Monate 

nach Feststellung des Konzernjahres-
überschusses des Vorjahres

Aktienoptionsprogramm
• �Virtuelle Aktienoptionen  

gegen Einbringung von Aktien
• �Gewährung in jährlichen Tranchen
• �Wartezeit: Vier Jahre und zwei Monate
• �Anzahl der ausübbaren Aktien- 

optionen ist abhängig von absoluter 
Aktienkursentwicklung und relativer 
Aktienkursentwicklung im Vergleich 
zum SDAX

• �Cap: 18.000 Optionen

Mehrjährige, aktienbasierte Kompo-
nente: Long Term incentive („LTI“)
• �Umwandlung in virtuelle Aktien, 

abhängig vom durchschnittlichen 
Aktienkurs über drei Monate

• �Laufzeit: Vier Jahre

	 Abbildung 1: Vergleich von Ursprünglichem und Neuem Vergütungssystem

	 Das Geschäftsjahr stellt aus Vergütungssicht ein Übergangsjahr dar. Das in 2021 

verabschiedete Neue Vergütungssystem gilt für alle Vorstandsanstellungsver-

träge, die ab dem 1. Juli 2021 abgeschlossen oder verlängert worden sind oder 

in Zukunft abgeschlossen werden, solange kein anderweitiges Vergütungs

system verabschiedet wird. Dies betrifft für das Jahr 2022 den Anstellungsver-

trag von Frau Holzbaur sowie die Vertragsverlängerung mit Herrn Rumberg zum 

1.  Juli 2022. Dementsprechend ist für den Zeitraum vom 1.  Januar 2022 bis  

zum 30. Juni 2022 das Ursprüngliche Vergütungssystem für die Vergütung von 

Herr Rumberg maßgeblich, welches auf alle Verträge anwendbar war, die bis 

zum 30. Juni 2021 abgeschlossen worden sind. Gleiches gilt für Frau Müller-

Kirchhofs bis zu ihrem Ausscheiden zum 30. April 2022.
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	 Die beiden Vergütungssysteme unterscheiden sich im Wesentlichen bezüglich 

der Ausgestaltung der erfolgsabhängigen Vergütungselemente (jeweils die  

„Variable Vergütung“). In beiden Systemen erhalten die Vorstandsmitglieder 

eine erfolgsunabhängige Komponente („Fixvergütung“), bestehend aus einer 

Grundvergütung („Jahresfestgehalt“), sowie zusätzlichen Leistungen („Neben­

leistungen“) und Altersvorsorgeleistungen, die nicht an die Erreichung be-

stimmter Leistungsziele gebunden ist.

1.	 Ursprüngliches Vergütungssystem: Variable Vergütung
	 Die erfolgsabhängige Vergütungskomponente besteht im Ursprünglichen 

Vergütungssystem aus einem kurzfristig erfolgsbezogenen Element („Tan­

tieme“) und einer Vergütungskomponente mit langfristiger Anreizwirkung 

(„Aktienoptionsprogramm“ oder „Aktienoptionen“). 

	 Die Tantieme orientiert sich mit einem Prozentsatz am Konzernjahresüber-

schuss nach Anteilen Dritter („Konzernjahresüberschuss“). Zwei Drittel der 

jeweiligen Tantieme basieren auf dem Konzernjahresüberschuss des letzten 

Geschäftsjahres und ein Drittel basiert auf dem Mittelwert des Konzern

jahresüberschusses nach Dritten des letzten Geschäftsjahres und der beiden 

vorhergehenden Geschäftsjahre (insgesamt drei Jahre). Nach oben ist die 

Tantieme auf den zweifachen Betrag des Jahresfestgehalts begrenzt. Da die 

erfolgsbezogene Vergütungskomponente vom Ergebnis abhängig ist, ist  

auch ein Totalausfall möglich. Für den Fall, dass der Konzernjahresüberschuss 

negativ ist, d.h. ein Jahresfehlbetrag ausgewiesen wird, wird dieser Jahres-

fehlbetrag auf das nächste Jahr vorgetragen und mindert dort die Bemessungs

grundlage der Tantieme. Weist der Konzernjahresüberschuss für das letzte 

abgelaufene Geschäftsjahr vor dem Ausscheiden bzw. im Jahr des Ausschei-

dens einen Verlust aus, so wird der Vorstand an diesem Verlust beteiligt. Im 

Jahr des Ausscheidens wird die Tantieme zeitanteilig gezahlt.

	 Als Vergütungskomponente mit langfristiger Anreizwirkung dienen vir

tuelle Aktienoptionen, die den Vorstandsmitgliedern auf der Grundlage des 

Aktienoptionsprogramms in jährlichen Tranchen gewährt werden. Das Ak

tienoptionsprogramm ist so ausgestaltet, dass die Vorstandsmitglieder aus 

Mitteln ihres Privatvermögens selbst erworbene GESCO-Aktien einbringen 

müssen, die für die Dauer einer Wartezeit von vier Jahren und zwei Monaten 
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(„Wartezeit“) einer Veräußerungssperre unterliegen. Die Anzahl der ein

zubringenden Aktien ist abhängig von der Anzahl der Optionen, die dem Vor-

stand vom Aufsichtsrat gewährt werden. Für zehn Optionen muss vom jewei-

ligen Vorstandsmitglied eine Aktie eingebracht werden. Der Aufsichtsrat 

gewährt einem Vorstandsmitglied maximal 18.000 Optionen, wofür das Vor-

standsmitglied dann 1.800 Aktien einbringen muss. Ob und wie viele der ge-

währten Optionen ausübbar sind, ist vom Erreichen eines absoluten bzw. re-

lativen Erfolgsziels abhängig. Das absolute Erfolgsziel ist erreicht, wenn sich 

der Aktienkurs der GESCO-Aktie bis zum Ausübungszeitpunkt positiv ent

wickelt hat. Das relative Erfolgsziel ist erreicht, wenn sich der Aktienkurs  

der GESCO-Aktie bis zum Ausübungszeitpunkt besser entwickelt als der 

SDAX-Kursindex (Outperformance). Werden beide Erfolgsziele erreicht, so 

können die Vorstandsmitglieder ihre Optionen zu 100 % ausüben. Wird das 

absolute, nicht aber das relative Erfolgsziel erreicht, so können die Vorstands-

mitglieder bei den Tranchen 2017 bis einschließlich 2021 nur 50  % ihrer  

Optionen ausüben, während die restlichen 25 % bzw. 50 % ersatz- und ent-

schädigungslos verfallen. Wird das absolute Erfolgsziel nicht erreicht, verfal-

len sämtliche Aktienoptionen der betreffenden Tranche ersatz- und entschä-

digungslos. Die maximale Gewinnmöglichkeit der Vorstandsmitglieder ist auf 

50 % des Ausübungspreises begrenzt. Der Programmgewinn wird jeweils in 

Geld abgegolten. Das Aktienoptionsprogramm war ausschließlich für die 

Geschäftsjahre 2020 und 2021 vorgesehen und kam in 2022 nicht mehr zur 

Anwendung.

2.	 Neues Vergütungssystem: Variable Vergütung
Wie beim Ursprünglichen Vergütungssystem besteht die erfolgsabhängige Ver-

gütung im Neuen Vergütungssystem aus einer einjährigen Komponente, (Short 

Term Incentive, „STI“) und einem mehrjährigen Element (Long Term Incen-

tive, „LTI“). Im Gegensatz zum Ursprünglichen Vergütungssystem knüpfen 

beide Elemente an den Konzernjahresüberschuss nach Anteilen Dritter an. Nach 

Ende des Geschäftsjahres wird der im gebilligten Konzernabschluss ausge

wiesene Konzernjahresüberschuss festgestellt. Der festgestellte Konzern

jahresüberschuss dient dann als Ausgangsbasis für den STI und den LTI  

(„Bemessungsgrundlage“). Danach wird die Bemessungsgrundlage mit einem 

für jedes Vorstandsmitglied individuellen Prozentsatz („Basisgröße“) multi-

pliziert, um als Ergebnis den für jedes Vorstandsmitglied individuellen Aus-
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gangsbetrag zu erhalten („Ausgangsbetrag“). Der Ausgangsbetrag für die  

Variable Vergütung wird vom Aufsichtsrat nach Ablauf des Geschäftsjahres 

festgestellt, wobei dem Aufsichtsrat dabei ein Ermessen zusteht den Ausgangs-

betrag um 20 % nach oben oder unten zu verändern. Begrenzt ist der Aus-

gangsbetrag auf 100  % des Jahresfestgehalts („Cap“), kann aber auch Null  

betragen. Besteht ein Anstellungsverhältnis eines Vorstands nicht während des 

gesamten Geschäftsjahres, reduziert sich die Variable Vergütung anteilig im 

Verhältnis zur Beschäftigungsdauer im entsprechenden Geschäftsjahr. Wäh-

rend ein kleinerer Anteil der Basisgröße, und damit des Ausgangsbetrags, auf 

den STI entfällt, ist der Anteil des LTI stets größer als der Anteil des STI, um 

einen Schwerpunkt auf die langfristige Entwicklung der Gesellschaft zu legen. 

Der als STI gewährte Teil der erfolgsabhängigen Vergütung wird spätestens 

acht Monate nach Ende des Geschäftsjahres bar an die Vorstandsmitglieder 

ausbezahlt. Der auf den LTI entfallende Anteil des Ausgangsbetrags wird in 

Form eines virtuellen Aktienprogramms mit vierjähriger Laufzeit gewährt 

(„Aktienbasierte Komponente“).

Auszahlung
LTI 

STI
< 50 %

LTI
> 50 %

Auszahlung
STI 

Virtuelles Aktienprogramm: 
4 Jahre

* +/- 20 % Ermessen

Spätestens acht 
Monate nach Ende 

Geschäftsjahr

Umwandlung 
nach Feststellung
Jahresabschluss

Konzernjahresüberschuss
ablaufendes Geschäftsjahr:

Feststellung
Bemessungsgrundlage

Basisgröße

Ausgangsbetrag*

	 Abbildung 2: Übersicht Variable Vergütung im Neuen Vergütungssystem.

	 Der überwiegende Teil der Variablen Vergütung wird im Neuen Vergütungs-

system in Form von virtuellen Aktien gewährt (Long Term Incentive, „LTI“), 

die eine Laufzeit von vier Jahren haben. Dabei wird der auf den LTI entfallende 

Betrag der Variablen Vergütung durch den durchschnittlichen XETRA-Schluss-

kurs der GESCO-Aktie der aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage in den 

letzten drei Monaten vor dem Zeitpunkt der Feststellung des Konzernabschlus-
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ses des entsprechenden Jahres dividiert, um die initiale Anzahl der virtuellen 

Aktien zu erhalten („Virtuelle Aktien“). Diese Anzahl der Virtuellen Aktien 

(kaufmännisch gerundet auf die nächste Zahl) wird als Rechenposten fest

gehalten, eine Anwartschaft oder Anspruch des Vorstands auf einen entspre-

chenden Betrag entsteht noch nicht. Nach Ablauf der vier Jahre werden die 

Virtuellen Aktien mit dem durchschnittlichen XETRA-Schlusskurs der GESCO-

Aktie der aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage in den letzten drei Monaten 

vor dem Zeitpunkt der Feststellung des Konzernabschlusses für das vierte  

Geschäftsjahr multipliziert, zuzüglich der Dividende, die während der vier  

Jahre angefallen ist. Der so ermittelte Betrag wird in bar ausbezahlt.

	 Abbildung 3: Funktionsweise LTI (Virtuelles Aktienprogramm) im Neuen Vergütungssystem.

	 Das Vergütungssystem unterstützt die Unternehmensstrategie und die nach-

haltige und langfristige Entwicklung der Gesellschaft, indem es besonderen 

Wert legt, eine langfristige und nachhaltige Orientierung des Vorstands

handelns zu fördern. Insbesondere die Ausrichtung der Variablen Vergütungs-

bestandteile auf den Konzernjahresüberschuss berücksichtigt, dass die  

Abbildung sonstiger quantitativer Ziele in der Vergütung bei einer Beteili-

gungsholding potenziell großen und nicht immer planbaren Schwankungen 

unterliegt und daher vermieden werden sollte. Gleichzeitig bildet diese Be-

messungsgrundlage für die Variable Vergütung eine größtmögliche Überein-

stimmung mit den Interessen der Aktionäre, des Gesamtunternehmens und 

der Mitarbeiter ab. Die Einführung einer mehrjährigen und aktienbasierten 

Vergütungskomponente zielt ebenfalls in diese Richtung und dient dazu, die 

Abstimmung zwischen Strategie, Strategieumsetzung und Aktionärsinteres-

sen bestmöglich abzubilden.

	

Laufzeit: 4 Jahre

Anteiliger Ausgangsbetrag LTI
(> 50 %)

Durchschnittskurs 
zu Beginn der Laufzeit

Anzahl
Virtuelle Aktien

Auszahlungsbetrag LTI

Durchschnittskurs 
zum Ende der Laufzeit

Anzahl
Virtuelle Aktien
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	 Beide Vergütungssysteme sind klar und verständlich ausgestaltet. Zugleich 

werden Anreize, unverhältnismäßige Risiken einzugehen, vermieden. Insbe-

sondere mit dem Neuen Vergütungssystem verfolgt der Aufsichtsrat das Ziel, 

den Vorstandsmitgliedern eine angemessene und zugleich wettbewerbsfähige 

Vergütung anzubieten, um sicherzustellen, dass auch in Zukunft qualifizierte 

Vorstände an GESCO gebunden bzw. neue Vorstände für das Unternehmen ge-

wonnen werden können.

B.	 Einhaltung der Maximalvergütung und Grundsätze der Vergütungsfestsetzung 
	 Die maximale Vergütung für ein Geschäftsjahr unter dem Ursprünglichen  

Vergütungssystem errechnet sich aus der Summe der Fixvergütung sowie der 

maximal möglichen Tantieme und der maximal möglichen Auszahlung der  

Aktienoptionen. Die Tantieme ist auf 200% des Jahresfestgehalts eines jeden 

Vorstandsmitglieds gedeckelt. Bezüglich der Aktienoptionen ist der Gewinn  

auf maximal 50  % des Ausübungspreises der Optionen begrenzt. Gemäß dem 

Neuen Vergütungssystem ist die maximal mögliche Vergütung, die ein Vor-

standsmitglied für ein Geschäftsjahr erhalten kann, für Herr Rumberg auf 

TEUR 950 begrenzt und für Frau Holzbaur auf TEUR 850.

	 Das Vergütungssystem fällt in die Zuständigkeit des Aufsichtsrats. Dabei achtet 

der Aufsichtsrat auf eine angemessene Vergütung gegenüber anderen Unter

nehmen und gegenüber der eigenen Belegschaft. Am 30. August 2018 wurde das 

Ursprüngliche Vergütungssystem von der Hauptversammlung mit 98,9  % der 

Stimmen beschlossen. Das Neue Vergütungssystem wurde am 30. Juni 2021 mit 

86,61 % gebilligt.

II. Anwendung des Vergütungssystems im Geschäftsjahr 2022

A.	Erfolgsunabhängige Vergütung (Fixvergütung)
	 Die Fixvergütung beinhaltet in 2022 sowohl unter dem Ursprünglichen als auch 

unter dem Neuen Vergütungssystem drei Komponenten: Das Jahresfestgehalt, 

Nebenleistungen und Altersvorsorgeleistungen. Das Jahresfestgehalt wird  

in 12 monatlichen Raten gezahlt. Zusätzlich zum Jahresfestgehalt erhalten die 

Vorstandsmitglieder Nebenleistungen, welche im Wesentlichen die private  

Nutzung von Dienstfahrzeugen, Beiträge für die Berufsgenossenschaften und 

Zuschüsse zu Krankenversicherungen beinhalten. Die Altersvorsorgeleistungen 



14

belaufen sich für den CEO und für die CFO auf jeweils 20  % des Jahresfest- 

gehalts. Hierbei können die Vorstandsmitglieder entscheiden, ob die Altersver-

sorgung von der Gesellschaft durchgeführt wird, oder ob der Betrag im Rahmen 

der monatlichen Gehaltszahlung ausgezahlt wird und das Vorstandsmitglied  

die Altersvorsorge selbst regelt. Aus Transparenzgründen wird der auf die  

Altersvorsorgeleistungen entfallende Betrag separat ausgewiesen, selbst wenn 

dieser in Form einer monatlichen Zahlung ausbezahlt wird.

B.	 Variable Vergütung
1.	 Beschreibung des Systems und Ziele
	 Im Jahr 2022 war die erfolgsabhängige Vergütung von der vertraglichen  

Situation der einzelnen Vorstandsmitglieder abhängig. Für Herrn Rumberg 

kamen bis zum Wirksamwerden des neuen Anstellungsvertrages zum 

1.  Juli  2022 das Ursprüngliche Vergütungssystem zur Anwendung. Ab dem 

1.  Juli galten schließlich die Vorgaben des Neuen Vergütungssystems. Beide 

Systeme wurden jeweils pro-rata, also für den anteiligen Zeitraum im  

Geschäftsjahr, angewendet. Während für Frau Holzbaur das Neue Vergütungs

system ab 26.  September 2022 gültig war (pro-rata), wurde Frau Müller-

Kirchhofs bis zu ihrem Ausscheiden (30. April 2022) nach dem Ursprüngli-

chen Vergütungssystem vergütet (pro-rata).

2.	 Zielerreichung im Jahr 2022
	 Herrn Rumberg und Frau Müller-Kirchhofs wurden im Jahr 2022 eine pro- 

rata Tantieme nach dem Ursprünglichen Vergütungssystem gewährt. Herr 

Rumberg und Frau Holzbaur erhalten nach dem Neuen Vergütungssystem  

zusätzlich eine pro-rata Variable Vergütung bestehend aus einem STI und 

einem LTI. Zentrale Messgröße für die Tantieme, den STI und den LTI ist der 

Konzernjahresüberschuss. Dieser beläuft sich für das Geschäftsjahr 2022  

auf TEUR 33.824,4. 
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	 Die Berechnung der Variablen Vergütung gemäß dem Ursprünglichen Ver­

gütungssystems war in 2022 für Herrn Rumberg bis zum 30. Juni 2022 rele-

vant und für Frau Müller-Kirchhofs bis zum 30. April 2022. Für beide errech-

net sich die Tantieme zu 1,0 % aus dem Konzernjahresüberschuss des letzten 

Geschäftsjahres 2022 und zu 0,5 % des Mittelwertes der Konzernjahresüber-

schüsse der letzten drei Geschäftsjahre, also von 2020 bis einschließlich 2022. 

Der Ausgangsbetrag für den kurzfristigen Anteil, also die 1,0 % für das letzte 

Geschäftsjahr, beträgt TEUR 338,2. Für den langfristigen Anteil über die letz-

ten drei Geschäftsjahre beläuft sich der Ausgangsbetrag auf TEUR  110,9,  

was in Summe einen Ausgangsbetrag in Höhe von TEUR 449,1 ergibt (für vol-

le 12 Monate in 2022). Gemäß der pro-rata Berechnung entfallen auf Herrn 

Rumberg TEUR  224,5 für den Zeitraum Januar bis Juni 2022 und auf Frau 

Müller-Kirchhofs TEUR 149,7 bis Ende April 2022. Die nachfolgende Tabelle 

gibt Aufschluss über die Berechnung der Variablen Vergütung nach dem  

Ursprünglichen Vergütungssystem für Herr Rumberg und Frau Müller-

Kirchhofs:

Ursprüngliches System

Ralph Rumberg Kerstin Müller-Kirchhofs

T€ bis 30.06.2022 bis 30.04.2022

Konzernjahresüberschuss  2022 33.824,4 33.824,4

 davon 1,0 % 338,2 338,2

Mittelwert 2020 – 2022 22.170,8 22.170,8

 davon 0,5 % 110,9 110,9

Summe Ausgangsbetrag 449,1 449,1

Pro-rata 2022 224,5 149,7
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	 In Bezug auf das Neue Vergütungssystem resultiert für Herr Rumberg und 

Frau Holzbaur der (pro-rata) Ausgangsbetrag der Variablen Vergütung für 

2022 aus der Multiplikation mit der jeweiligen Basisgröße in Höhe von 1,24 % 

(Herr Rumberg) und 0,75 % (Frau Holzbaur). Davon werden 49,2 % in 2023 

als STI ausbezahlt und 50,8 % als LTI gewährt. Die nachfolgende Tabelle zeigt 

die jeweilige Berechnung der Variablen Vergütung nach dem Neuen Ver­

gütungssystem für Herr Rumberg und Frau Holzbaur:

Neues System

Ralph Rumberg Andrea Holzbaur

T€ ab 01.07.2022 ab 26.09.2022

Konzernjahresüberschuss  2022 33.824,4 33.824,4

Basisgröße 1,24 % 0,75 %

Ausgangsbetrag 419,4 253,7

Pro-rata 2022 209,7 68,2

 STI 49,2 % 103,2 33,6

 LTI 50,8 % 106,5 34,7

	 In Summe beträgt die Variable Vergütung für Herr Rumberg für das Jahr 2022 

TEUR 434,3. Davon entfallen TEUR 224,5 auf das Ursprüngliche Vergütungs

system und TEUR 209,7 auf das Neue Vergütungssystem. Von den TEUR 209,7 

werden TEUR  103,2 in 2023 als Barkomponente (STI) ausbezahlt und 

TEUR 106,5 im Rahmen des LTI in virtuelle Aktien gewandelt. Die Summe der 

Barkomponente aus dem Ursprünglichen Vergütungssystem (TEUR  224,5) 

und dem Neuen Vergütungssystem (TEUR 103,2) beträgt demnach TEUR 327,7 

und wird im Frühjahr 2023 nach der Feststellung des Konzernabschlusses 

ausbezahlt.

	 Die gesamte Variable Vergütung von Frau Holzbaur beträgt für 2022 TEUR 68,2, 

wovon TEUR 33,6 als STI in 2023 ausbezahlt werden und TEUR 34,7 auf den 

LTI entfallen.

	

	 Frau Müller-Kirchhofs erhält eine Variable Vergütung in Höhe von TEUR 149,7, 

welche als Barkomponente ausbezahlt wird.
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3.	 LTI 2022
	 Gemäß dem Neuen Vergütungssystem wird der überwiegende Teil der  

Variablen Vergütung in eine Aktienbasierte Komponente umgewandelt. Diese 

wird in Form von virtuellen Aktien gewährt und hat eine Laufzeit von vier 

Jahren. Dabei wird der auf den LTI entfallende Betrag der Variablen Vergütung 

durch den durchschnittlichen XETRA-Schlusskurs der GESCO-Aktie der auf-

einanderfolgenden Börsenhandelstage in den letzten drei Monaten vor dem 

Zeitpunkt der Feststellung des Konzernabschlusses für 2022 dividiert. Diese 

Anzahl der virtuellen Aktien (kaufmännisch gerundet auf die nächste Zahl) 

wird als Rechenposten festgehalten, eine Anwartschaft oder Anspruch des 

Vorstands auf einen entsprechenden Betrag entsteht noch nicht. 

	 Für Herrn Rumberg entfallen TEUR 106,5 auf den LTI und für Frau Holzbaur 

TEUR 34,7. Dieser Betrag wird jeweils mit dem durchschnittlichen XETRA-

Schlusskurs in den letzten drei Monaten vor der Feststellung des Konzernab-

schlusses für 2022 dividiert, um die Anzahl der virtuellen Aktien zu erhalten. 

Da der Vergütungsbericht vor Feststellung des Konzernabschlusses erstellt 

wurde, erfolgt die Ermittlung des durchschnittlichen XETRA-Schlusskurses, 

und somit auch die Berechnung der virtuellen Aktien, nach der Erstellung des 

Vergütungsberichts. 

C.	Verpflichtung zum Halten von Aktien (Share Ownership Guidelines)
	 Um die Interessen der Aktionäre und des Vorstands anzugleichen und das  

Handeln des CEO und der CFO weiter auf eine nachhaltige Unternehmenswert

steigerung auszurichten, wurden Leitlinien für den Aktienbesitz der Vorstands-

mitglieder eingeführt („Share Ownership“). Im Rahmen des Aktienoptionspro- 

gramms sind die Mitglieder des Vorstands verpflichtet, Aktien der Gesellschaft 

zu erwerben und zu halten („Share Ownership Guidelines“).

D. Leistungen im Falle des Ausscheidens & Zahlungscap
	 Im Falle der Abberufung eines Vorstands werden das Jahresfestgehalt, die er-

gebnisabhängige Tantieme und die Altersvorsorgeleistungen höchstens bis zum 

Ablauf der Befristung des Vertrags gewährt. Im Falle einer Abberufung kann die 

Gesellschaft den Vorstand von der Verpflichtung zur Erbringung seiner Dienst-

leistung unter Anrechnung etwaiger bestehender Urlaubsansprüche freistellen 
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bei ansonsten ordnungsgemäßer Abrechnung des Anstellungsverhältnisses bis 

zum Ablauf des Anstellungsvertrags.

	 Sämtliche Zahlungen und Nebenleistungen an den Vorstand während der Zeit 

nach Ende des Vorstandsamts dürfen insgesamt den Wert von zwei Jahresver-

gütungen (basierend auf der Gesamtvergütung des abgelaufenen Geschäfts

jahres und gegebenenfalls auch auf der voraussichtlichen Gesamtvergütung  

für das laufende Geschäftsjahr) nicht übersteigen, und in jedem Fall nicht mehr 

als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergüten („Zahlungscap“). Sowohl 

die Regelungen im Falle eines Ausscheidens, als auch zum Zahlungscap, sind 

unter dem Ursprünglichen Vergütungssystem, als auch unter dem Neuen Ver-

gütungssystem anwendbar.

III. Vergütung im Jahr 2022

Der Ausweis der Vorstandsvergütung gem. § 162 Abs. 1 S. 1 AktG für 2022 erfolgt  

in den nachstehenden Tabellen separat für alle im Geschäftsjahr tätigen Vor- 

standsmitglieder.

Ralph Rumberg Andrea Holzbaur Kerstin Müller-Kirchhofs*
01.01.2022 –  
31.12.2022

26.09.2022 –  
31.12.2022

01.01.2022 –  
30.04.2022

T€ Absolut Relativ Absolut Relativ Absolut Relativ

Erfolgsunabhängige  Vergütung 495,0 60,2 % 91,3 73,1 % 148,3 49,8 %

Jahresfestgehalt 388,0 47,2 % 72,6 58,1 % 122,4 41,1 %

Nebenleistungen 29,4 3,6 % 4,2 3,4 % 6,5 2,2 %

Altersvorsorgeleistungen 77,6 9,4 % 14,5 11,6 % 19,5 6,5 %

Variable Vergütung 327,7 39,8 % 33,6 26,9 % 149,7 50,2 %

STI 327,7 39,8 % 33,6 26,9 % 149,7 50,2 %

LTI 0,0 0,0 % 0,0 0,0 % 0,0 0,0 %

Gesamt 2022 822,7 100,0 % 124,9 100,0 % 298,0 100,0 %

* �Im Jahresfestgehalt von Frau Müller-Kirchhofs sind TEUR 25,1 enthalten, die anstelle nicht in Anspruch 
genommener Urlaubstage ausbezahlt worden sind.

Einem früheren Vorstandsmitglied wurde im Geschäftsjahr aus der ihm erteilten 

früheren Zusage ein Ruhegeld in Höhe von TEUR 70 (Vj. TEUR 70) gewährt.
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Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats

I.	 Einführung

A.	Überblick
	 Zum Ende des Geschäftsjahres am 31.12.2022 besteht der Aufsichtsrat aus ins-

gesamt vier Mitgliedern, inklusive des Vorsitzenden des Aufsichtsrats („Auf­

sichtsratsvorsitzender“) und dessen Stellvertreter („Stellvertretender Vorsit­

zender“). 

	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste jährliche Vergütung („Feste 

Vergütung“), welche am Schluss des jeweiligen Geschäftsjahres zu zahlen ist. 

Des Weiteren ist eine ergebnisabhängige Vergütung („Variable Vergütung“) 

möglich. Diese richtet sich nach dem Konzernjahresüberschuss nach Anteilen 

Dritter („Konzernjahresüberschuss“ oder „Bemessungsgrundlage“). Für den 

Fall, dass der Aufsichtsrat Ausschüsse bildet, erhalten die Mitglieder des Auf-

sichtsrats zusätzlich für jedes Amt in einem Ausschuss, der mindestens einmal 

im Jahr tagt, eine weitere feste jährliche Vergütung („Ausschussvergütung“). 

	 Ebenso wie das Vergütungssystem für den Vorstand unterstützt diese Vergütung 

für die Mitglieder des Aufsichtsrats die nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft 

durch eine erfolgsabhängige Orientierung bei der Ausübung der Aufsichtsrats-

tätigkeit.

B.	 Grundsätze der Vergütungsfestsetzung
	 Alle vier Jahre beschließt die Hauptversammlung über die Vergütung der Auf-

sichtsratsmitglieder und über das Vergütungssystem. Der entsprechende Be-

schluss kann auch die aktuelle Vergütung bestätigen. Billigt die Hauptversamm-

lung das vorgeschlagene Vergütungssystem nicht, soll spätestens in der folgenden 

ordentlichen Hauptversammlung ein überarbeitetes Vergütungssystem vorgelegt 

werden.

	 Das aktuell für die Mitglieder des Aufsichtsrats gültige System wurde von der 

ordentlichen Hauptversammlung am 18. Juni 2020 mit 93,26% gebilligt.
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II. Anwendung des Vergütungssystems im Jahr 2022

A.	Vergütungselemente
	 Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats kann aus bis zu drei Elementen 

bestehen. Die Feste Vergütung und die Ausschussvergütung sind funktionsab-

hängig, während die Variable Vergütung vom Konzernjahresüberschuss abhängt. 

Gehört ein Mitglied des Aufsichtsrats dem Gremium oder einem Ausschuss nicht 

das ganze Geschäftsjahr an, wird die Vergütung entsprechend zeitanteilig ge-

währt.

1.	 Feste Vergütung
Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ab dem Geschäftsjahr 2020 eine  

feste jährliche Vergütung, die am Schluss des jeweiligen Geschäftsjahres 

zahlbar ist. Sie beträgt für das einzelne Mitglied TEUR 50. Für den Aufsichts-

ratsvorsitzenden beträgt diese TEUR 75 und für den Stellvertretenden Vor

sitzenden TEUR 55. 

2.	 Variable Vergütung
Außerdem erhalten die Aufsichtsratsmitglieder eine erfolgsabhängige Ver

gütung. Diese beläuft sich auf 0,15  % des Konzernjahresüberschusses (pro 

Aufsichtsratsmitglied) und wird nach Feststellung bzw. Billigung des Jahres- 

und Konzernabschlusses fällig. Ist die Bemessungsgrundlage negativ, wird 

diese auf das nächste Jahr vorgetragen und mit positiven Beträgen verrechnet. 

Der Konzernjahresüberschuss in Höhe von TEUR 33.824,4 resultiert in einer 

erfolgsabhängigen Vergütung von TEUR  50,7 pro Aufsichtsratsmitglied für 

2022.

3.	 Ausschussvergütung
Für den Fall, dass der Aufsichtsrat Ausschüsse bildet, erhalten die Mitglieder 

des Aufsichtsrats zusätzlich für jedes Amt in einem Ausschuss, der mindes-

tens einmal im Jahr tagt, eine weitere feste jährliche Vergütung von TEUR 3. 

Für die Vorsitzenden von Ausschüssen beträgt diese Vergütung TEUR 5.

	 Ein weiterer Bestandteil der Vergütung sind die Erstattung von Fortbildungs-

kosten für die Mitglieder des Aufsichtsrats. 
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	 Des Weiteren erstattet die Gesellschaft den Mitgliedern des Aufsichtsrats, je-

doch nicht als Teil der Vergütung, die durch die Ausübung des Amts entste-

henden angemessenen Auslagen sowie eine etwaige auf die Vergütung und 

den Auslagenersatz entfallende Umsatzsteuer. Die Gesellschaft bezieht die 

Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats in die Deckung einer von ihr ab

geschlossenen Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung mit ein. Die  

Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.

B. Maximale Vergütung
	 Die jährliche Gesamtvergütung für das einzelne Mitglied ist auf den zweifachen 

Betrag der Summe aus fester Vergütung und Ausschussvergütung begrenzt.

III. Vergütung im Jahr 2022

Die gewährte und geschuldete Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats gem. 

§ 162 Abs. 1 S. 1 AktG in 2021 wird nachfolgend in der Tabelle dargestellt:

Feste  
Vergütung

Variable  
Vergütung

Ausschuss- 
vergütung

Gesamt 
2022

Aufsichtsrat T€
% an 

Gesamt T€
% an 

Gesamt T€
% an 

Gesamt T€

Klaus Möllerfriedrich 75,0 58,3 50,7 39,4 3,0 2,3 128,7

Stefan Heimöller 55,0 52,0 50,7 48,0 0,0 0,0 105,7

Jens Große-Allermann 50,0 47,3 50,7 48,0 5,0 4,7 105,7

Dr. Nanna Rapp 50,0 48,2 50,7 48,9 3,0 2,9 103,7

Gesamt 230,0 51,8 202,9 45,7 11,0 2,5 443,9

Bis zum Geschäftsjahr 2021 gab es keine Ausschüsse. Seit dem 01.01.2022 ist ein 

Prüfungsausschuss eingerichtet.
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Vergleich der Veränderung der Vergütung und 
der Ertragsentwicklung von GESCO

Die folgende Übersicht zeigt die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer der 

GESCO-Gruppe sowie die Performance von GESCO in 2022. Außerdem werden in 

der Tabelle die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer und die Ertragsent-

wicklung mit der Vergütung der amtierenden Vorstands- und Aufsichtsratsmit-

glieder in 2022 verglichen. Dabei ist die gewährte und geschuldete Vergütung i. S. 

d. § 162 Abs. 1 S. 1 AktG maßgeblich.

Der Hinweis „fortgeführt“ entspricht der Darstellung in den Konzernabschlüssen 

2020 und 2021 insoweit, als die „aufgegebenen Geschäftsbereiche“, d. h. sieben 

Tochterunternehmen bzw. Tochterunternehmensgruppen, die im Dezember 2020 

und im Februar 2021 veräußert wurden, nicht enthalten sind.

2022
2022  

vs. 2021 2021
2021  

vs. 2020 2020

T€ % T€ % T€

Vergütung Vorstand

Ralph Rumberg 823 4 793 36 585

Andrea Holzbaur 125 n / a n / a n / a n / a

Kerstin Müller-Kirchhofs 298 - 59 729 35 542

Vergütung Aufsichtsrat

Klaus Möllerfriedrich 129 43 90 20 75

Stefan Heimöller 106 51 70 27 55

Jens Große-Allermann 106 63 65 30 50

Dr. Nanna Rapp 104 60 65 30 50

Vergütung Mitarbeiter

Durchschnittliche Vergütung Mitarbeiter 66 4 63 7 59

Personalaufwand  ohne  Vorstandsvergütung 120.271 8 111.392 8 102.899
Beschäftigte (Durchschnitt, inkl. Auszubildende) 
(fortgeführt) 1.823 4 1.759 2 1.731

Performance GESCO-Gruppe

Jahresüberschuss / -fehlbetrag GESCO SE (HGB) 26.970 - 12 30.662 - 631 - 5.769

Konzernergebnis nach Dritten (gesamt) (IFRS) 33.824 26 26.862 - 262 - 16.576

Konzernergebnis nach Dritten (fortgeführt) (IFRS) 33.824 26 26.876 361 5.829

Konzernumsatz (fortgeführt) (IFRS) 582.273 19 488.051 23 397.225
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Die Vorstandsvergütung 2020 enthält entsprechend der Darstellung im Konzern-

lagebericht 2020 Vergütungsbestandteile aus Aktienoptionsprogrammen (Fair Va-

lue von Zusagen) im Wert von TEUR 36.

Ausblick aus Vergütungssicht

Für die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sind in 2023 keine Ände-

rungen hinsichtlich der Vergütung oder des Vergütungssystems geplant. 

Vermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers über die  
Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG

An die GESCO SE, Wuppertal

Prüfurteil

Wir haben den Vergütungsbericht der GESCO SE, Wuppertal, für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 daraufhin formell geprüft, ob die Angaben 

nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG im Vergütungsbericht gemacht wurden. In Einklang mit 

§ 162 Abs. 3 AktG haben wir den Vergütungsbericht nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung sind im beigefügten Vergütungsbericht in allen wesent-

lichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht worden. Unser 

Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf den Inhalt des Vergütungsberichts.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Vergütungsberichts in Übereinstimmung mit § 162 

Abs. 3 AktG unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Die Prüfung des Vergü-

tungsberichts nach § 162 Abs. 3 AktG (IDW PS 870 (02.2023)) durchgeführt. Unsere 

Verantwortung nach dieser Vorschrift und diesem Standard ist im Abschnitt „Ver-

antwortung des Wirtschaftsprüfers“ unseres Vermerks weitergehend beschrieben.

Wir haben als Wirtschaftsprüferpraxis die Anforderungen des IDW Qualitäts

sicherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschafts-

prüferpraxis (IDW QS 1) angewendet. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschafts-
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prüferordnung und der Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer / vereidigte Buchprüfer 

einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben wir eingehalten.

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats

Der Vorstand und der Aufsichtsrat sind verantwortlich für die Aufstellung des Ver-

gütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen 

des § 162 AktG entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, 

die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, ein-

schließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 

falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der 

Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob im Ver-

gütungsbericht in allen wesentlichen Belangen die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 

2 AktG gemacht worden sind, und hierüber ein Prüfungsurteil in einem Vermerk 

abzugeben.

Wir haben unsere Prüfung so geplant und durchgeführt, dass wir durch einen Ver-

gleich der im Vergütungsbericht gemachten Angaben mit den in § 162 Abs. 1 und 

2 AktG geforderten Angaben die formelle Vollständigkeit des Vergütungsberichts 

feststellen können. In Einklang mit § 162 Abs. 3 AktG haben wir die inhaltliche 

Richtigkeit der Angaben, die inhaltliche Vollständigkeit der einzelnen Angaben 

oder die angemessene Darstellung des Vergütungsberichts nicht geprüft.

Umgang mit etwaigen irreführenden Darstellungen

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, den Ver-

gütungsbericht unter Berücksichtigung der Kenntnisse aus der Abschlussprüfung 

zu lesen und dabei für Anzeichen aufmerksam zu bleiben, ob der Vergütungsbe-

richt irreführende Darstellungen in Bezug auf die inhaltliche Richtigkeit der An-

gaben, die inhaltliche Vollständigkeit der einzelnen Angaben oder die angemessene 

Darstellung des Vergütungsberichts enthält.
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Falls wir auf Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten zu dem Schluss ge-

langen, dass eine solche irreführende Darstellung vorliegt, sind wir verpflichtet, 

über diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu 

berichten.

Düsseldorf, 27. März 2023

Mazars GmbH & Co. KG

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Marcus Borchert	 Heiko Wittig

Wirtschaftsprüfer 	 Wirtschaftsprüfer

TOP 7
Ergänzung von § 14 der Satzung (Ermächtigung des Vorstands  
zur Abhaltung virtueller Hauptversammlungen)

Durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktienge-

sellschaften und Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturie-

rungsrechtlicher Vorschriften (Bundesgesetzblatt I Nr. 27 2022, S. 1166 ff.) hat die 

virtuelle Hauptversammlung eine dauerhafte Regelung im Aktiengesetz erfahren. 

Nach § 118a Abs. 1 Satz 1 AktG kann die Satzung vorsehen oder den Vorstand dazu 

ermächtigen vorzusehen, dass die Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-

sammlung, das heißt ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-

tigten am Ort der Hauptversammlung, abgehalten wird.

Eine solche Ermächtigung des Vorstands soll beschlossen werden, wobei nicht von 

der im Gesetz vorgesehenen maximal möglichen Laufzeit von fünf Jahren Gebrauch 

gemacht werden soll. Stattdessen soll zunächst nur eine Ermächtigung für die Ab-

haltung virtueller Hauptversammlungen in einem Zeitraum von zwei Jahren be-

schlossen werden. Für zukünftige Hauptversammlungen soll jeweils gesondert und 

unter Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls entschieden wer-

den, ob von der Ermächtigung Gebrauch gemacht und eine Hauptversammlung als 

virtuelle Hauptversammlung abgehalten werden soll. Der Vorstand wird seine Ent-
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scheidungen unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Ak-

tionäre treffen und hierbei insbesondere die Wahrung der Aktionärsrechte ebenso 

wie Aspekte des Gesundheitsschutzes der Beteiligten, Aufwand und Kosten sowie 

Nachhaltigkeitserwägungen in den Blick nehmen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden neuen § 14 Abs. 3 in die Satzung 

der Gesellschaft einzufügen:

	

	 „(3) Der Vorstand ist ermächtigt, für einzelne oder sämtliche bis zum Ablauf des 

30. Juni 2025 stattfindenden Hauptversammlungen vorzusehen, dass sie als vir-

tuelle Hauptversammlungen ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden.“

Im Übrigen bleibt § 14 der Satzung unverändert.

Die derzeit gültige Satzung ist auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

zugänglich.

TOP 8
Änderung von § 18 Abs. 1 der Satzung (Beschlussmehrheiten)

Für Beschlussfassungen der Hauptversammlung über Satzungsänderungen sieht 

Art 59 SE-VO ein Mehrheitserfordernis von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 

vor. Für den Fall, dass in der Hauptversammlung mindestens die Hälfte des  

Grundkapitals vertreten ist, sieht § 51 SEAG die Möglichkeit vor, dieses Mehrheits-

erfordernis durch Satzungsregelung auf die einfache Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen herabzusetzen. Von dieser Möglichkeit soll Gebrauch gemacht werden. 

Damit soll für den Fall, dass mindestens die Hälfte des Grundkapitals bei der Be-

schlussfassung vertreten ist, der Regelungszustand hergestellt werden, wie er vor 

Umwandlung der Gesellschaft in eine Societas Europaea bestand. Im Übrigen ent-

spricht die vorgeschlagene Regelung dem bisherigen § 18 Abs. 1 der Satzung.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 18 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft 

wie folgt neu zu fassen:
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	 „Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende ge-

setzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen gefasst. Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwin-

gende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln 

der abgegebenen Stimmen bzw., sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals 

vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Sofern das Ge-

setz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der Stimmenmehrheit eine 

Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, die einfache 

Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals.“

Im Übrigen bleibt § 18 der Satzung unverändert.

Die derzeit gültige Satzung ist auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

zugänglich.

Weitere Angaben und  
Hinweise zur Hauptversammlung

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung  
und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

gemäß §  15 Abs.  1 der Satzung i.V.m. §  123 Abs.  2 Satz  1 und 2 AktG nur die- 

jenigen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet und für die angemeldeten 

Aktien im Aktienregister eingetragen sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 

spätestens bis zum Ablauf des 5. Juni 2023 (24.00 Uhr MESZ) unter der nachste-

henden Adresse

GESCO SE c/o Better Orange IR & HV AG • Haidelweg 48 • 81241 München

E-Mail: gesco@better-orange.de

oder über das Internet unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservices 

der Gesellschaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen
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gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren zugehen. Die Anmeldung bedarf der 

Textform und muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.

Formulare, die Aktionäre für die Anmeldung nutzen können, werden an die bis zum 

22.  Mai 2023 (0.00 Uhr MESZ) im Aktienregister der Gesellschaft eingetragenen  

Versandadressen der Aktionäre übermittelt. Für die Nutzung des Internetservices ist 

eine Zugangsberechtigung erforderlich. Die notwendigen Angaben für den Zugang 

zu unserem Internetservice (Aktionärsnummer und zugehöriges Zugangspasswort) 

werden unseren Aktionären übersandt. Die Nutzung des Internetservices ist nur  

bei Eintragung im Aktienregister bis spätestens 22.  Mai 2023 (0.00 Uhr MESZ)  

gewährleistet. Bei nachfolgender Eintragung stehen die vorgenannten anderweiti-

gen Möglichkeiten der Anmeldung zur Verfügung; in diesem Fall bitten wir bei der 

Anmeldung um Nennung des Namens, der Adresse und des Geburtsdatums.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Aktionär nur, 

wer als solcher im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen ist. Für das Teil

nahmerecht sowie für die Anzahl der einem Aktionär zustehenden Stimmrechte ist 

demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversamm-

lung maßgeblich. Aus abwicklungstechnischen Gründen werden in der Zeit vom 

6. Juni 2023 bis einschließlich 12. Juni 2023 keine Umschreibungen im Aktienregis-

ter vorgenommen. Deshalb entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters 

am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung am 

5. Juni 2023. Der Handel mit Aktien der Gesellschaft wird durch eine Anmeldung 

zur Hauptversammlung nicht blockiert. Auch nach erfolgter Anmeldung können 

Aktionäre daher über ihre Aktien weiter frei verfügen.

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater sowie diesen gemäß 

§ 135 Abs. 8 gleichgestellte Personen dürfen das Stimmrecht für Aktien, die ihnen 

nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister der Gesellschaft ein-

getragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung des wirtschaftlichen Eigentümers 

der Aktien ausüben.
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Verfahren für die Stimmrechtsausübung im Wege der Briefwahl

Aktionären, die nicht an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, bieten wir 

die Möglichkeit zur Stimmabgabe per Briefwahl im Vorfeld der Hauptversammlung 

an. Ein Formular, das für die Briefwahl verwendet werden kann, wird den bis zum 

22. Mai 2023 (0.00 Uhr MESZ) im Aktienregister der Gesellschaft eingetragenen 

Aktionären übersandt.

Auch im Fall der Briefwahl ist eine rechtzeitige Anmeldung zur Hauptversamm-

lung bis zum 5. Juni 2023 (24.00 Uhr MESZ) erforderlich (siehe oben unter „Vor-

aussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts“). Briefwahlstimmen müssen spätestens bis zum Ablauf des 10. Juni 

2023 (24.00 Uhr MESZ) in Textform unter der Adresse

GESCO SE • Better Orange IR & HV AG • Haidelweg 48 • 81241 München

E-Mail: gesco@better-orange.de

bei der Gesellschaft eingehen oder bis zum 11. Juni 2023 (18.00 Uhr MESZ) über 

unseren Internetservice unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

abgegeben werden.

Änderungen hinsichtlich der Stimmrechtsausübung im Wege der Briefwahl können 

unsere Aktionäre – wenn gewünscht – in Textform unter vorgenannter Adresse bis 

zum Ablauf des 10. Juni 2023 (24.00 Uhr MESZ) oder über unseren Internetservice 

unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

bis zum 11. Juni 2023 (18.00 Uhr MESZ) vornehmen. Die persönliche Teilnahme des 

Aktionärs oder eines bevollmächtigten Dritten (mit Ausnahme der Stimmrechts-

vertreter der Gesellschaft) an der Hauptversammlung gilt automatisch als Widerruf 

der zuvor abgegebenen Briefwahlstimmen. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt 

eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem 

Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden 

Punkt der Einzelabstimmung.
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Verfahren für die Stimmabgabe durch  
Bevollmächtigte / Stimmrechtsvertreter

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, 

können ihr Stimmrecht darüber hinaus durch Bevollmächtigte, zum Beispiel durch 

einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder die 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, ausüben lassen. Auch in 

diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung des Aktionärs bis zum 5. Juni 2023 

(24.00 Uhr MESZ) erforderlich (siehe oben unter „Voraussetzungen für die Teil-

nahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“). Den bis 

zum 22. Mai 2023 (0.00 Uhr MESZ) im Aktienregister der Gesellschaft eingetra

genen Aktionären wird ein Formular übersandt, dass zur Vollmachtserteilung  

verwendet werden kann. Bitte beachten Sie, dass die Gesellschaft im Fall einer  

Bevollmächtigung mehrerer Personen bzw. Institutionen berechtigt ist, eine oder 

mehrere von diesen zurückzuweisen.

Sofern weder ein Intermediär noch eine Aktionärsvereinigung oder ein Stimm-

rechtsberater noch eine diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person be-

vollmächtigt wird, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf sowie  

der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform.  

Die Vollmacht und ihr Widerruf können entweder gegenüber der Gesellschaft unter 

der Adresse

GESCO SE • Better Orange IR & HV AG • Haidelweg 48 • 81241 München

E-Mail: gesco@better-orange.de

oder gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt werden. Wird die Vollmacht gegen-

über dem Bevollmächtigten erteilt, so bedarf es eines Nachweises der Bevollmäch-

tigung gegenüber der Gesellschaft. Dieser kann der Gesellschaft an die vorstehend 

genannte Adresse übermittelt werden. Alternativ kann der Nachweis auch am Tag 

der Hauptversammlung an der Ein- und Ausgangskontrolle vorgelegt werden.

Soll ein Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine 

diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person bevollmächtigt werden, so 

bitten wir darum, mit der zu bevollmächtigenden Person bzw. Institution die er-

forderliche Form der Vollmacht rechtzeitig abzustimmen, da diese möglicherweise 

eine besondere Form der Vollmacht verlangen. Eines gesonderten Nachweises der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedarf es insofern nicht.
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Die persönliche Teilnahme des Aktionärs an der Hauptversammlung gilt automa-

tisch als Widerruf der einem Dritten zuvor erteilten Vollmacht.

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebun-

dene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächti-

gen. Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt 

werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimm-

rechts erteilt werden. Von der Vollmacht werden die Stimmrechtsvertreter der  

Gesellschaft nur Gebrauch machen, soweit ihnen zuvor von dem Aktionär Wei

sungen zur Ausübung des Stimmrechts erteilt wurden. Die Stimmrechtsvertreter 

sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Vollmachten hinsichtlich anderer  

Verwaltungsrechte als des Stimmrechts, etwa des Rede- und Fragerechts oder der 

Einlegung von Widersprüchen, werden die Stimmrechtsvertreter nicht entgegen-

nehmen.

Vollmachten zugunsten der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

inklusive Weisungen können vor der Hauptversammlung bis zum Ablauf des 

10. Juni 2023 (24.00 Uhr MESZ) in Textform unter der nachstehenden Adresse

GESCO SE • Better Orange IR & HV AG • Haidelweg 48 • 81241 München

E-Mail: gesco@better-orange.de

oder bis zum 11. Juni 2023 (18.00 Uhr MESZ) über unseren Internetservice unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

erteilt werden.

Änderungen hinsichtlich Vollmacht bzw. Weisungen können unsere Aktionäre – 

wenn gewünscht – in Textform unter vorgenannter Adresse bis zum Ablauf des 

10. Juni 2023 (24.00 Uhr MESZ) oder über unseren Internetservice unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

bis zum 11. Juni 2023 (18.00 Uhr MESZ) vornehmen. Die persönliche Teilnahme des 

Aktionärs oder eines bevollmächtigten Dritten an der Hauptversammlung gilt auto-

matisch als Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter 

der Gesellschaft. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 

durchgeführt werden, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insge-

samt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.
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Weitere Informationen zur Stimmrechtsausübung

Sollten Stimmrechte fristgemäß auf mehreren Wegen (per Post, E-Mail, elektro-

nisch über den Internetservice oder gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in 

Verbindung mit Artikel 2 Abs. 1 und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsver-

ordnung (EU) 2018/1212) durch Briefwahl ausgeübt bzw. Vollmacht und Weisungen 

zur Stimmrechtsausübung erteilt werden, werden diese unabhängig vom Zeitpunkt 

des Zugangs in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 

1.	 elektronisch über den Internetservice, 

2.	gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 1  

und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212), 

3.	per E-Mail und 

4.	per Post.

Sollten auf dem gleichen Weg Erklärungen mit mehr als einer Form der Stimm-

rechtsauübung eingehen, gilt: Briefwahlstimmen haben Vorrang gegenüber der 

Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft; die Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 

der Gesellschaft hat Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmacht und Weisun-

gen an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 

oder eine diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person.

Sollte ein Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder 

eine diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person zur Vertretung nicht 

bereit sein, werden die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft als zur Vertretung 

entsprechend den Weisungen bevollmächtigt angesehen.

Tagesordnungsergänzungsverlangen

Gemäß Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG können 

Aktionäre, deren Anteile zusammen einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 

EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Stückaktien der Gesellschaft), 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvor-

lage beiliegen.
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Ein solches Tagesordnungsergänzungsverlangen ist an den Vorstand zu richten 

und muss der Gesellschaft schriftlich (§ 126 BGB) unter Beifügung der gesetzlich 

erforderlichen Angaben und Nachweise mindestens 30  Tage vor der Hauptver-

sammlung, d.h. bis spätestens 12. Mai 2023 (24.00 Uhr MESZ) zugehen. Entspre-

chende Verlangen bitten wir an folgende Adresse zu richten:

GESCO SE • Vorstand • Johannisberg 7 • 42103 Wuppertal

Gegenanträge und Wahlvorschläge

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

zu einem oder mehreren Tagesordnungspunkten sind bis spätestens 28. Mai 2023 

(24.00 Uhr MESZ) ausschließlich zu richten an:

GESCO SE • Investor Relations • Johannisberg 7 • 42103 Wuppertal

E-Mail: ir@gesco.de

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie etwaige Stel-

lungnahmen der Verwaltung werden den Aktionären nach Maßgabe der §§ 126, 127 

AktG auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

unverzüglich zugänglich gemacht.

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionär in der Hauptversammlung vom Vor-

stand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und ge-

schäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen 

sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 

Unternehmen verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines 

oder mehrerer Tagesordnungspunkte erforderlich ist. Wir weisen darauf hin, dass 

der Vorstand unter den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Voraussetzungen die Aus-

kunft verweigern darf.
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital 

der Gesellschaft EUR 10.839.499,00 und ist eingeteilt in 10.839.499 Stückaktien. 

Jede Aktie gewährt eine Stimme, so dass im Zeitpunkt der Einberufung auf der 

Grundlage der Satzung 10.839.499 Stimmrechte bestehen. Die Gesellschaft hält im 

Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien.

Hinweise zum Datenschutz

Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit unse-

rer Hauptversammlung finden Sie auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft

Diese Einberufung sowie alle sonstigen Unterlagen und Informationen zur Haupt-

versammlung einschließlich einer weitergehenden Erläuterung zu den vorstehend 

beschriebenen Rechten der Aktionäre nach Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 

SEAG, §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG sowie der nach § 124a AktG 

zugänglich zu machenden Informationen sind auf der Internetseite der Gesell-

schaft unter

www.gesco.de/investor-relations/hauptversammlungen

zugänglich.

Wuppertal, im Mai 2023

GESCO SE

Der Vorstand
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Sehr geehrte Aktionäre,

sehr geehrte Damen und Herren,

eine transparente und zeitnahe Kommunikation ist uns wichtig. 

Falls Sie regelmäßig über Ihr Unternehmen informiert werden möchten, dann  

lassen Sie sich in unseren Nachrichten-Verteiler aufnehmen. 

Nehmen Sie dazu mit uns Kontakt auf. Gerne auch über unsere Bestellfunktion  

auf unserer Website unter

www.gesco.de/investor-relations/service-ir-kontakt

Kontakt

Peter Alex

Head of Investor Relations & Communications 

GESCO SE 

Johannisberg 7

42103 Wuppertal

Telefon 0202 24820-18 

Telefax 0202 24820-49 

ir@gesco.de 

www.gesco.de




